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Nach den jahrelangen Zwistigkeiten möchte das Land Schloss Salem 
kaufen. Die Grünen stimmen jedoch nur zu, wenn das Vorkaufsrecht 
nicht auf unabsehbare Zeit in der Hand der Adelsfamilie bleibt. Dazu 
müssen die fest zur Ausstattung der Gebäude und Räumlichkeiten 
gehörenden Objekte von kulturellem Wert auch tatsächlich in diesem 
hohen Kaufpreis enthalten sein.  
„Grundsätzlich“, so der kulturpolitische Sprecher der Grünen  Jürgen Wal-
ter, „haben wir den Kauf von Schloss Salem begrüßt. Die Anlage von gro-
ßem kulturellem Wert muss auch weiterhin für die Öffentlichkeit zugänglich 
bleiben. Die Idee, die Anlage aus dem allgemeinen Grundstock zu finanzie-
ren, also dem Immobilientopf des Landes, stammt sogar von den Grünen.“  
 „Wenn uns als Abgeordnete aber verwehrt wird“, beklagt der Abgeordnete, 
„uns mit dem ausgehandelten Vertragsbedingungen vertraut zu machen, ist 
dies eine Missachtung der Rechte von Parlamentariern.“ Nur zweieinhalb 
Tage hatten die Abgeordneten Zeit; das geheime komplizierte Vertrags-
werk von 134 Seiten nebst Anhang und inklusive zahlreicher Schwärzun-
gen zu studieren und angemessen zu beurteilen. 

 

 

 



 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

„Aus den – in Teilen ge-
schwärzten – Vertragsunter-
lagen, die dem Landtag nur 
zur Einsichtnahme zugäng-
lich waren, geht dies nicht 
eindeutig hervor.“ 
Aus dem Antrag der Grünen  
 

So lässt sich nicht überprüfen, ob Kunstgegenstände, die vom Land zusätz-
lich zu den Gebäuden erworben werden sollen, überhaupt in die Listen 
gehören und richtig beurteilt werden. Wir brauchen echte Informationen, die 
uns die Landesregierung bis jetzt vorenthält. 
Im aktuellen Antrag der Grünen zum Kauf von Schloss Salem und den 
Kunstgegenständen heißt es: „Aus den – in Teilen geschwärzten – Ver-
tragsunterlagen, die dem Landtag nur zur Einsichtnahme zugänglich wa-
ren, geht dies nicht eindeutig hervor.“ Wie das aussieht, wenn wichtige In-
formationen geschwärzt sind, kann man in dem Antrag der Grünen sehen. 
 
Die Vorgeschichte war schon von geprägt von  Pleiten Pech und Pannen. 
Zunächst wollte das  Land wertvolle mittelalterliche Handschriften verkau-
fen, was auf Druck der Öffentlichkeit scheiterte. Auch Ministerpräsident 
Oettinger hat sich nicht durch Sachkenntnis hervorgetan – wollte er doch 
aus Landesgeldern Kunstschätze erwerben, die nachweislich schon im 
Besitz des Landes sind. 
Hier reiht sich auch die SPD ein, die Fraktion wollte für das Schloss einen 
symbolischen Preis von einem Euro bezahlen.  
Nach all dem Hin und Her schien es so, als könnten die Grünen dem Ver-
trag über den Erwerb des Schlosses (25,8 Mio. Euro) sowie den Kauf von 
Kunstgegenständen (17 Mio. Euro) und die Vereinbarung um den Klage-
verzicht des Hauses Baden wegen unklarer Besitzverhältnisse (15 Mio. 
Euro) zustimmen. Doch die jetzt bekannt gewordenen Zugeständnisse der 
Landesregierung an die Adelsfamilie sind unakzeptabel. 
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